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Zweite Änderung des Landesentwicklungsplans Nordrhein-West-
falen (LEP NRW) zur Umsetzung des Wind-an-Land-Gesetzes und 
zur Erweiterung der Flächenkulisse für PV-Freiflächenanlagen 
 
 

Anliegend überreiche ich die Stellungnahme der Regionalplanungsbe-

hörde Düsseldorf zur geplanten zweiten Änderung des Landesentwick-

lungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) zur Umsetzung des Wind-

an-Land-Gesetzes und zur Erweiterung der Flächenkulisse für PV-

Freiflächenanlagen. 

Seitens der Fachdezernate meines Hauses wird ergänzend auf Folgen-

des hingewiesen: 

1. Dezernat 33 – Ländliche Entwicklung, Bodenordnung 

Aus Sicht der von Dezernat 33 zu berücksichtigenden Belan-

ge bestehen keine Bedenken und Anregungen zu der geplan-

ten Änderung des LEP NRW. 

2. Dezernat 51 – Natur- und Landschaftsschutz, Fischerei 

Der Erfolg einer sogenannten „Energiewende“ hängt davon 

ab, dass möglichst rasch und in möglichst großer Zahl Anla-

gen zur Erzeugung erneuerbarer Energie (u. a. grüner Strom) 

errichtet und betrieben werden. Deshalb ist allen übergeord-

neten Querschnittsplanungen (Raumordnung, Landespla-

nung, Regionalpläne) zu empfehlen, den Raum für solche 

Anlagen ausdrücklich zu öffnen und im Rahmen des zulas-

sungsorientierten Fachrechts auch über die Vorzugsräume 

hinaus flächendeckend willkommen zu heißen. 
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Die Formulierungen dürfen dabei so gewählt werden, dass 

die kommunalen Bauleitpläne im Wege deren Anpassungs-

pflicht nicht länger entgegenstehen. 

Im Übrigen hiermit Fehlanzeige. 

3. Dezernat 52 – Kreislaufwirtschaft, Bodenschutz - einschl. 

anlagenbezogener Umweltschutz - 

3.1. Sachgebiet 52.03 – Abfallbehandlungsanlagen, Läger 

Im Fachbericht 142 des LANUV befindet sich auf S. 10 f. eine 

Tabelle mit Abständen zu bestimmten Flächennutzungen. 

Diese enthält für Gewerbe- und Industriegebiete keine Zah-

lenangaben zum erforderlichen Mindestabstand. Eine Aussa-

ge kann nicht getroffen werden. 

Die „Karte zur Steuerung im Übergangszeitraum“ bildet in 

kleinem Maßstab ganz Nordrhein-Westfalen ab mit zwei Flä-

chen in Grevenbroich, gegebenenfalls Rommerskirchen. 

Immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Anlagen 

bzw. Betriebsbereiche in eigener Zuständigkeit, die Ach-

tungsabstände auslösen würden, sind im unmittelbaren Um-

feld nicht vorhanden. 

3.2. Sachgebiet 52.05 – Abfallablagerung 

Nach vertiefter Prüfung der „Karte zur Steuerung im Über-

gangszeitraum“ sind keine Deponien von den Kernpotential-

flächen im Rhein-Kreis Neuss betroffen. 

Daher Fehlanzeige seitens des Sachgebiets 52.05. 

3.3. Sachgebiet 52.06 – Altlasten/Bodenschutz 

Zum Umweltbericht nehme ich aus bodenschutzfachlicher 

Sicht wie folgt Stellung: 

Die für das Schutzgut Boden relevanten Aspekte wie Flä-

chensparen und schutzwürdige Böden wurden im Umweltbe-

richt ausreichend differenziert dargestellt. 

Durch die geplanten Änderungen wird eine arrondierende 

Nutzung von Freiflächen-Solarenergie in Gewerbe- und In-

dustriegebieten ermöglicht. 



   
            
  
 
 
 
 
 
 

 

Datum: 28. Juli 2023 

Seite 3 von 12 

 

Aktenzeichen:  

32.02.02.02-LEP NRW-11  

 

Bezirksregierung Düsseldorf 

 

 

 

Mit der Erweiterung der möglichen Flächenkulisse für die 

Freiflächen-Solarenergie sowohl im Bereich von Verkehrsinf-

rastruktur als auch in landwirtschaftlich weniger ertragreichen 

Gebieten ergeben sich gemäß Umweltbericht voraussichtlich 

deutliche Zuwächse in der Flächeninanspruchnahme. 

Der Freiflächen-PV-Ausbau in Regionen mit hochwertigen 

Ackerböden soll sich nur auf Agri-PV-Anlagen beschränken. 

Der Verlust an Bodenstandorten konzentriert sich somit auf 

die Standorte der Modulfundamente. 

Die Inanspruchnahme hochwertiger Ackerböden ist jedoch 

möglichst zu vermeiden, bzw. sollte nur nach vollständigem 

Ausschluss weniger wertiger Böden lediglich in Einzelfällen 

erfolgen. 

Entsprechende Vorbereitungs- und Baumaßnahmen auf den 

Ackerböden sind nur unter besonderer Berücksichtigung der 

Erhaltung der natürlichen Bodenstrukturen umzusetzen. 

Die Anlage von WEA in Gewerbe- und Industriegebieten führt 

tendenziell zu einer Vermeidung unnötiger Inanspruchnah-

men von Böden mit besonderen Bodenfunktionen. Böden in 

Bereichen mit gewerblicher und industrieller Nutzung sind in 

der Regel bereits anthropogen überprägt. Des Weiteren sol-

len vorzugsweise Flächen bis zu einer Entfernung von 500 m 

von Bundesfernstraßen, Landesstraßen und überregionalen 

Schienenwegen genutzt werden. 

Dies ist zu begrüßen. 

3.3.1. Hinweise 

- Nach Sichtung der „Karte zur Steuerung im Übergangs-

zeitraum“ ist die Bezirksregierung Düsseldorf im Rhein-

Kreis Neuss bezüglich der ausgewiesenen „Beschleuni-

gungsflächen Windenergie“ betroffen. 

Aus bodenschutzfachlicher Sicht ist anzumerken, dass 

gemäß HygrisC Altablagerungen für den gekennzeichne-

ten Bereich zwischen Rommerskirchen und Grevenbroich 

vorhanden sind. Die bodenschutzrechtliche Zuständigkeit 

liegt entsprechend bei der Unteren Bodenschutzbehörde 

des Rhein-Kreises Neuss. 
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Die Bezirksregierung Düsseldorf ist als Obere Boden-

schutzbehörde für die im Planungsraum ansässige Firma 

NOEX zuständig. Für den Standort ist eine schädliche 

Bodenveränderung bekannt, die mittlerweile saniert ist. 

Für den Planungsraum sind schutzwürdige Böden be-

kannt. Die aktuellen Karten des Geologischen Dienstes 

sind entsprechend zu berücksichtigen. 

- Zum Punkt Nr. 5.1.3 des Umweltberichts (Maßnahmen zur 

Vermeidung, Verminderung): 

Bei nachfolgenden Planungen sind für Windenergieanla-

gen Maßnahmen zu prüfen, die einen späteren Rückbau 

und die Entfernung des Fundaments regeln. 

- Grundsätzlich sollten die erforderlichen Untersuchungen 

bei den nachfolgenden Planungsschritten sowohl auf Art 

und Zustand der Böden (hochwertige Ackerböden, Indust-

riestandort etc.) als auch auf die Art der Nutzung (PV-, 

Wind-Anlage etc.) abgestimmt sein. Eine bodenkundliche 

Baubegleitung ist zu empfehlen. 

4. Dezernat 53 – Immissionsschutz - einschl. anlagenbezo-

gener Umweltschutz - 

Ich verweise diesbezüglich auf meine Stellungnahme im 

Rahmen des Scopingverfahrens gemäß § 8 Absatz 1 ROG 

vom 19. Dezember 2022, an der sich grundsätzlich nichts 

ändert. 

In Bezug auf den § 50 BImSchG, auf Basis dessen ich in 

Planungsverfahren Stellung nehme, sehe ich die dort aufge-

führten Belange in diesem Planverfahren nicht berührt. Inso-

fern habe ich keine über meine obengenannte Stellungnahme 

hinausgehenden Bedenken oder weitere, noch grundsätzli-

che (mit Ausnahme des folgenden Absatzes) Anregungen. 

Aufgrund der sehr geringen Detailtiefe der Landesentwick-

lungsplanung wird für die Details zu den einzelnen Flächen 

auf die nachfolgenden Planverfahren verwiesen. Dies ist 

nachvollziehbar. Infolgedessen ist auch zu den Betriebsbe-

reichen gemäß § 3 Absatz 5a BImSchG hier an dieser Stelle 

keine Detailprüfung möglich. 
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Allerdings weise ich darauf hin, dass in den nachfolgenden 

Planungen zu berücksichtigen ist, dass Windenergieanlagen 

in der Nähe von Betriebsbereichen zu vermeiden sind. Durch 

Defekte an Windenergieanlagen, beispielsweise durch me-

chanisches Versagen der Strukturbauteile, ist bei zu naher 

Aufstellung eine mechanische Einwirkung auf technische Ein-

richtungen, in denen Stoffe enthalten sind, die von der 12. 

BImSchV erfasst werden, möglich. Dies erhöht die Eintritts-

wahrscheinlichkeit von Störfällen durch von außerhalb des 

Betriebsbereichs einwirkende mechanische Energie. 

Die Bezirksregierungen sind für die Erteilung von immissi-

onsschutzrechtlichen Genehmigungen für Windenergieanla-

gen und deren Überwachung nicht zuständig; die Zuständig-

keit liegt bei den Unteren Immissionsschutzbehörden. 

Die Bezirksregierungen nehmen nur eine Beratungs- und Un-

terstützungsaufgabe gegenüber den vorgenannten Unteren 

Immissionsschutzbehörden wahr. Auch nach Prüfung der zur 

Verfügung gestellten Unterlagen – auch unter Berücksichti-

gung des Updates – hat mir mein Sachgebiet 53.7 (Regional-

Initiative Wind / Verfahrensstelle Transformationsgenehmi-

gungen) keine Anregungen oder Bedenken mitgeteilt. 

5. Dezernat 54 – Wasserwirtschaft - einschl. anlagenbezo-

gener Umweltschutz - 

5.1. Sachgebiet 54.5 – Ruhrunterhaltung und Ruhrschifffahrt 

Die Belange des Sachgebiets 54.5 konnten aufgrund der 

groben Planunterlagen nicht geprüft werden. Gegen die in 

der zweiten Änderung angeführten Flächenziele in Ziel 10.2-2 

bestehen jedoch keine grundsätzlichen Bedenken. 

Da ich aufgrund des Planungsmaßstabs nicht ausschließen 

kann, dass landeseigene Flächen oder Bereiche der Ruhr be-

troffen sind, bitte ich um die Aufnahme der folgenden Passa-

ge: 

Die Flächen der Ruhr und direkt daran angrenzende Bereiche 

im Landeseigentum unterliegen vorrangig den Zielsetzungen 

der WRRL. Nicht zwangsläufig wassergebundene Ziele sind 

diesen Zielen unterzuordnen. Alle in der Verwaltung der 

Ruhrunterhaltung liegenden landeseigenen Flächen (Ruhr, 
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Nordkanal, u. a.) stehen daher für Fremdnutzungen nicht zur 

Verfügung. 

5.2. Sachgebiet 54.1 – Gewässergüte und Durchgängigkeit 

Aus Sicht des Sachgebiets 54.1 bestehen keine grundsätzli-

chen Bedenken gegenüber der 2. Änderung des LEP NRW. 

Die Belange des Sachgebiets werden bezüglich der Ände-

rungen für die Windenergienutzung auf Ebene des LEP NRW 

nicht berührt. Bei späteren Zulassungen von Regionalplänen 

ist aber hingegen zu erwarten, dass eine intensivere Prüfung 

insbesondere durch die Änderung, dass auch Flächen zum 

Schutz der Natur (mit grundsätzlicher Ausnahme von Natura 

2000-Gebieten, Naturschutzgebieten, Nationale Naturmonu-

menten und Nationalparks) zur Windenergienutzung ausge-

wiesen können, hinsichtlich des Schutzes von Oberflächen-

gewässern wahrscheinlicher wird. 

Für die Freiflächen-Solaranlagen wurden die Vorgaben im 

LEP NRW umfänglich verändert; so sind die möglichen Flä-

chen zur Solarenergienutzung erheblich erweitert worden. Ei-

ne Beschränkung auf urbane Brachflächen sowie militärische 

Konversionsflächen, Aufschüttungen, Bundesfernstraßen und 

überregionale Schienenwege wird mit den Änderungen auf-

gehoben. 

Durch die Änderungen werden die für das Sachgebiet beson-

ders relevanten Floating-PV-Anlagen genauer beschrieben 

und eine Einzelfallprüfung zur Abwägung der Schutz- und 

Nutzfunktionen der Standorte im Regionalplan eingeführt. 

Weiter wird in den Änderungen unter Grundsatz 10.2-17 auf-

geführt, dass künstliche und erheblich veränderte Oberflä-

chengewässer vorzugsweise genutzt werden sollen. 

Unter Punkt 10.2-17 wird im Weiteren aufgeführt, dass der 

primäre Zweck des Gewässers durch eine Floating-PV-

Anlage nicht eingeschränkt werden darf. Als Beispiel werden 

hier Abgrabungsgewässer angeführt, die meist eine geringere 

ökologische Wertigkeit besitzen. 
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Der Beteiligung ist außerdem ein Bericht zur Umweltprüfung 

hinsichtlich der Änderungen beigefügt. Hierzu hat sich eine 

Verständnisfrage ergeben: 

Nach Tabelle 20 zur Wirkmatrix zu Freiflächensolarenergie 

auf Seite 74 (Dokument) in der Spalte anlagenbedingte dau-

erhafte Flächeninanspruchnahme und Fundamentgründun-

gen wird angegeben, dass für das Schutzgut Wasser keine 

erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. In den 

weiteren Ausführungen des Berichts wird aber auf die Aus-

wirkungen der Floating-PV-Anlagen hinsichtlich der Veranke-

rung im Gewässergrund sowie die Verschattung des Gewäs-

sers durch solche Anlagen eingegangen. Wäre hier in der 

Wirkmatrix somit nicht auch entsprechend das Schutzgut 

Wasser aufzunehmen? 

5.3. Rohrfernleitungen 

In Nordrhein-Westfalen verlaufen mehrere Rohrfernleitungs-

anlagen. Die Bezirksregierung Köln und die Bezirksregierung 

Münster sind ebenfalls zu beteiligen. 

Gemäß Rohrfernleitungsverordnung (RohrFLtgV) und Tech-

nischer Regel für Rohrfernleitungsanlagen (TRFL) sind Rohr-

fernleitungsanlagen in einem dinglich gesicherten Schutz-

streifen verlegt. Innerhalb dieses Schutzstreifens sind Arbei-

ten jeglicher Art im Vorfeld mit dem Betreiber der Anlage ab-

zustimmen. Es ist sicherzustellen, dass die Integrität der 

Rohrfernleitungsanlagen und ihr sicherer Betrieb durch die 

beantragte Maßnahme nicht gefährdet werden. 

Der erzeugte Strom wird üblicherweise erdgebunden ab-

transportiert. Diese benötigten Erdkabel können den aktiven 

Korrosionsschutz der Leitung negativ beeinflussen. 

Ich habe zunächst keine Bedenken. Bei zukünftig geplanten 

Anlagen sollten u. a. folgende Unterlagen vorgelegt werden: 

- Eine Stellungnahme der Rohrfernleitungsbetreiber 

- Maßnahmen zum Schutz des KKS (gegebenenfalls ein 

Bericht von einer anerkannten Prüfstelle nach § 6 Rohr-

FLtgV) 
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- Bei Windkraftanlagen: 

Gutachten zur Gefährdungsbewertung, z. B. Abwurf eines 

ganzen Rotorblatts oder eines Teils davon, Eisfall und 

Eiswurf, Abwurf des Maschinengehäuses und Kippen der 

gesamten Windenergieanlage 

5.3.1. Hinweis 

Mithilfe des Leitungsportals BIL ist eine Leitungsauskunft 

möglich: https://portal.bil-leitungsauskunft.de 

5.4. ÜSG/HWRM 

Sollten Vorhaben in einem nach § 76 WHG, § 83 LWG ord-

nungsbehördlich festgesetzten oder vorläufig gesicherten 

Überschwemmungsgebiet (ÜSG) geplant werden, so gelten 

besondere Schutzvorschriften gemäß § 78 Wasserhaushalts-

gesetz (WHG). 

Sollten Vorhaben in Hochwasser-Risikogebieten außerhalb 

von Überschwemmungsgebieten geplant werden, so gelten 

die Regelungen des § 78b WHG. 

5.5. Sachgebiet 54.2 – Wasserversorgung, Grundwasser 

Die Stellungnahme betrifft die Dokumente Planentwurf (Sy-

nopse), Planbegründung und Umweltbericht. 

5.5.1. Dokument Planentwurf 

Durch die Änderung der Grundsätze / Ziele 10.2-2 bis 10.2-

13 ist das bestehende Ziel des LEP NRW 7.4-3 „Sicherung 

von Trinkwasservorkommen“ nicht betroffen. Daher bestehen 

keine Änderungsvorschläge von Seite des Sachgebiets 54.2. 

Ziel 10.2-17 Besonders geeignete Standorte für raumbedeut-

same Freiflächen-Solarenergie im Freiraum 

In diesem Ziel wird festgehalten: 

„Künstliche stehende Gewässer im Sinne dieser Festlegung 

sind stehende Gewässer, die in der Regel durch Aufstau von 

Fließgewässern oder Freilegen oder Wiederherstellen der 

Grundwasseroberfläche entstanden sind und sich vorbehalt-

lich fachgesetzlicher Prüfung für Floating-Photovoltaik-
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anlagen eignen. Hierbei darf der primäre Zweck des Gewäs-

sers in aller Regel nicht eingeschränkt werden.“ 

Bei Trinkwassertalsperren halte ich die Einschränkung „in al-

ler Regel“ für nicht tragbar. Der Talsperrenkörper stellt die 

Zone I von Trinkwasserschutz- bzw. Trinkwassereinzugsge-

bieten dar. Es handelt sich hierbei um das Rohwasserreser-

voir, aus dem das Wasser für die Trinkwasserversorgung 

unmittelbar entnommen wird. Gemäß DVGW W 102 wird der 

Schutzzweck für die Schutzzone I wie folgt definiert: 

„Die Schutzzone I muss den Stausee und seine unmittelbare 

Umgebung vor jeglichen nachteiligen Einwirkungen (Verun-

reinigungen und weiteren Beeinträchtigungen) schützen. Dies 

ist darin begründet, dass sich Ereignisse unmittelbar und oh-

ne wesentlichen Zeitverzug auf die Wasserbeschaffenheit im 

Stausee auswirken. Daher sind Handlungen und Einrichtun-

gen, die nicht für den Betrieb, die Bewirtschaftung und die 

Überwachung der Talsperre erforderlich sind, grundsätzlich 

auszuschließen.“ 

Aus Sicht des Sachgebiets sind Talsperrenkörper, die der 

Trinkwassergewinnung dienen, nicht als geeignete Standorte 

zu betrachten. 

Weiterhin wird unter 10.2-17 folgender Absatz aufgeführt: 

„In den Windenergiebereichen haben Windkraftanlagen Vor-

rang vor anderen raumbedeutsamen Planungen und Vorha-

ben, wenn diese mit dem Bau und Betrieb von Windkraftan-

lagen nicht vereinbar sind. Bei der Darstellung von Wind-

energiebereichen ist davon auszugehen, dass diese Bereiche 

konfliktarme Räume zur Erzeugung von Erneuerbaren Ener-

gien darstellen. Darüber hinaus werden seitens der Regio-

nalplanung keine Festlegungen hinsichtlich der möglichen 

Anzahl von Windkraftanlagen, deren Bauhöhe oder deren 

Bauausführung getroffen.“ 

Im weiteren Textverlauf werden diese Aussage in Hinblick auf 

raumbedeutsame Freiflächensolarenergie-Anlagen beschrie-

ben. Diese Passage wird ausschließlich unter dem Ziel 10.2-

17 aufgeführt. 
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Sollte sich die Aussage tatsächlich nur auf die Freiflächenso-

larenergie beziehen, bitte ich darum, dies eindeutig kenntlich 

zu machen. 

Aus dem Wortlaut dieses zitierten Absatzes könnte man je-

doch auch eine grundlegende, übergreifende Aussage inter-

pretieren, die nicht nur für die Freiflächensolarenergie gilt. In 

diesem Fall sollte aber diese Grundsatz-Aussage an entspre-

chender Stelle im LEP NRW (z. B. unter 10.2.2) aufgeführt 

sein. Allerdings halte ich einen solchen pauschalen übergrei-

fenden Vorrang vor jeglichen anderen raumbedeutsamen 

Planungen für kritisch. Wenn z. B. ein Wasserschutzgebiet 

gemäß § 52 WHG zum Schutz einer künftigen Wasserver-

sorgung ausgewiesen wurde, muss es auch möglich sein, 

hier später auch eine Wassergewinnung zu errichten. 

5.5.2. Dokument Planbegründung 

Keine Änderungsvorschläge aus Sicht des Sachgebiets 54.2. 

5.5.3. Dokument Umweltbericht (Umweltprüfung zur 2. Änderung 

des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen) 

Kapitel 5.1.4: Ziele 10.2-2 und 10.2-3 und Grundsatz 10.2-11 

Vorranggebiete für die Windenergienutzung ohne Höhenbe-

schränkungen und unter Berücksichtigung gemeindlicher Be-

lange 

Tab. 8 Prüfbogen zu den Zielen 10.2-2, 10.2-3 und zu Grund-

satz 10.2-11 Prognose und Beurteilung der Umweltauswir-

kungen Ziffer 5 Wasser: 

„Trinkwasservorkommen werden durch die Errichtung von 

WEA in der Regel nicht erheblich beeinträchtigt, wenn die Er-

richtung außerhalb der Schutzzonen I und II erfolgt… 

Die Verteilung der Flächenbeitragswerte auf die einzelnen 

Regionen basiert auf einer aktuellen Flächenanalyse des 

LANUV. (2023c). In dieser Studie werden umfassend Aus-

schlussflächenkriterien auch aus dem Bereich Gewässer be-

rücksichtigt. Damit ist sichergestellt, dass bei der Konkretisie-

rung der gesetzten regionalen Flächenbeitragswerte in den 

Regionen Wasserschutzgebiete und Heilquellenschutzgebie-

te, Zonen I und II, sowie die unmittelbare Umgebung von 
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Gewässern vollständig von WEA freigehalten werden können 

(siehe Kap. 5.1.2)“ 

In der zitierten Flächenanalyse des LANUV als auch unter 

der hier genannten Ziffer 5 wurden lediglich die Schutzzonen 

I und II bereits ausgewiesener Wasserschutzgebiete als har-

tes Ausschlusskriterium formuliert. 

Die Einzugsgebiete öffentlicher Trinkwassergewinnungen, die 

bisher noch nicht als Wasserschutzgebiet förmlich ausgewie-

sen wurden, werden in diesem Zusammenhang nicht ge-

nannt. Ebenso werden auch nicht die Reservegebiete ge-

nannt, die für künftige Wassergewinnungen vorgehalten wer-

den. Ich gehe davon aus, dass es sich hierbei lediglich um 

eine sprachliche Unschärfe handelt und diese Gebiete – wie 

im LEP NRW bisher auch – ebenfalls berücksichtigt wurden. 

Anderenfalls widerspräche dies dem Ziel des bestehenden 

LEP NRW zur Sicherung von Trinkwasservorkommen, wel-

ches auch nicht im Rahmen dieser Beteiligung geändert wur-

de. Ich bitte darum, dies richtig zu stellen. 

Weiterhin halte ich die Aussage, dass es sich um keine er-

hebliche Beeinträchtigung handelt, wenn die Errichtung der 

WEA außerhalb der Schutzzonen I und II erfolgt, für zu pau-

schal und nicht zutreffend. Insbesondere in der direkten Um-

gebung der Zone II besteht aufgrund der für AwSV-Anlagen 

atypischen baulichen Besonderheiten von Windenergieanla-

gen (wassergefährdende Stoffe befinden sich in großer Hö-

he) eine deutliche Gefährdung bei strukturellem Versagen der 

Anlage. 

Bei einem Bruch der Anlage, Abknicken des Mastes oder 

Gondelabriss können somit die wassergefährdenden Stoffe 

direkt zumindest in die Zone II, gegebenenfalls sogar in die 

Zone I eingetragen werden. Um dies zu verhindern, hält De-

zernat 54 für die Ausweisung von Konzentrationszonen einen 

Puffer von 200 Metern zur Zone II von festgesetzten bzw. po-

tentiellen Wasserschutzgebieten für erforderlich. Falls keine 

Zone II ausgewiesen oder vorgesehen ist, ist der Puffer zur 

Zone I zu berücksichtigen. 
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Die oben genannte Stellungnahme zu Tabelle 8 gilt analog 

für Tabelle 13 Prüfbogen zu Ziel 10.2-6 und zu Grundsatz 

10.2-7, Prognose und Beurteilung der Umweltauswirkungen, 

Ziffer 5 Wasser. 
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Änderung des Landesentwicklungsplans NRW für den Ausbau 

der Erneuerbaren Energien 

Synopse mit Stellungnahmen der Regionalplanungsbehörde 

Hinweise zum Lesen der Synopse: 
 

Linke Spalte: Wiedergabe der Festlegungen und Erläuterungen des geltenden LEP-Textes, in denen Änderungen vorgenommen wer-
den. Die Tabelleneintragungen in der Spalte und der vorstehende Erläuterungstext zur Spalte stammen aus der Synopse der Landes-
planung. 

 

Mittlere Spalte: Es werden nur die Absätze wiedergegeben, in denen textliche Änderungen vorgenommen werden, d.h. Absätze, in 
denen keine Änderungen vorgenommen werden, werden in der mittleren Spalte nicht nochmals wiedergeben. Bereiche mit textlichen 
Änderungen sind kursiv herausgehoben. Soweit ganze Festlegungen oder Absätze des bisherigen LEP gestrichen werden, wird der 
Text in der rechten Spalte durchgestrichen wiedergeben. Die Tabelleneintragungen in der Spalte und der vorstehende Erläuterungstext 
zur Spalte stammen aus der Synopse der Landesplanung. 

 

Rechte Spalte: Stellungnahme der Regionalplanungsbehörde Düsseldorf 
 

 

Festlegungen (Ziele und Grundsätze) sind fett gedruckt; bei den Erläuterungen sind jeweils nur die Überschriften fett kursiv 
gedruckt. 






























































































